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Bericht 

über die Tagung der Versammlung 
der Westeuropäischen Union 
vom 4. bis 7. Dezember 1967 in Paris 


Drei Hauptthemen wurden während der Dezember-Tagung der Ver- 
sammlung der Westeuropäischen Union behandelt: 

1. Verteidigungsfragen mit Berichten über die Verteidigung des Mit- 
telmeerraums und der Südflanke der NATO (Goedhart, Nieder- 
lande, Sozialist), über den Stand der europäischen Sicherheit 
(Radoux, Belgien, Sozialist) und über die Kosten der Verteidigung 
Westeuropas (Edwards, England, Labour); 

2. Fragen der Wissenschaft, Technologie und Raumforschung mit 
Berichten über den Stand der europäischen Raumforschung (Ker- 
shaw, England, Konservativer) und über die europäische Zusam- 
menarbeit auf dem Gebiet der Luftfahrtindustrie (M. de Montes- 
quieu, Frankreich, PDM); 

3. Politische Fragen mit Berichten über die politischen Verantwort- 
lichkeiten der WEU-Mitgliedstaaten außerhalb Europas (de Graiily, 
Frankreich, UNR) und über das Beitrittsgesuch Großbritanniens 
zum Gemeinsamen Markt (van der Stoel, Niederlande, Sozialist). 

In der Verteidigungsdebatte ging Abg. Diaegei (CDU/CSU), wie 
fast alle übrigen Redner, davon aus, daß die Spannungen im östlichen 
Mittelmeer nach wie vor bedrohlich seien und daß die Anwesenheit 
der russischen Flotte keineswegs beruhigend wirke; die Sowjetunion 
setze ihre Durchdringungspolitik systematisch fort. Die USA ver- 
suchten auf beide verfeindeten Parteien mäßigend einzuwirken, und 
es habe den Anschein, daß die arabischen Staaten auf einen gemäßig- 
teren Kurs eingeschwenkt seien, wenn auch von einer Beruhigung in 
diesem Raum noch keine Rede sein könne, wie die täglichen militäri- 
schen Zwischenfälle bewiesen; absolut beunruhigend aber sei es, daß 
weiterhin Kriegsmaterial in großen Mengen in den gefährdeten Raum 
geliefert werden. Ziel der Sowjets sei es, eine militärische strategische 
Schlüsselposition im Mittelmeer zu gewinnen, um den südosteuropä- 
ischen NATO-Raum zu umfassen. Demgegenüber sei es die Aufgabe 
der westlichen Welt, ihre Position in diesem bedrohten Bereich zu 
erhalten und zu festigen. 

Auch Abg. Lenze (Attendorn) (CDU/CSU) betonte, daß der Westen 
aus der Tatsache, daß die Sowjetunion nach dem israelisch-arabischen 
Krieg im östlichen Mittelmeer eine stärkere Präsenz als je zuvor auf- 
weise, Konsequenzen ziehen müsse, um eine Einkreisung Europas vom 
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Südosten her zu verhindern. Die ungeklärten Verhältnisse zwischen 
den Bündnispartnern Griechenland, Türkei und Zypern bilden einen 
v/eiteren Unsicherheitsfaktor. Aufgabe des Westens sei daher, sich 
dafür einzusetzen, daß in Griechenland die Demokratie und zwischen 
den NATO-Partnern im östlichen Mittelmeer wieder Einvernehmen 
hergestellt werde. In der Vergangenheit habe die westliche Welt im 
Mittelmeer keine konsequente Politik betrieben, jetzt sei der Augen- 
blick gekommen, begangene Fehler zu revidieren; die Versammlung 
habe aufgrund des vorgelegten Berichts die Möglichkeit, die beteilig- 
ten Regierungen und die Öffentlichkeit auf die gefährliche Situation 
aufmerksam zu machen, die sich vor der Haustür Europas herausge- 
bildet habe. 

Abg. Lenze nahm außerdem Stellung zu dem Bericht über den Stand 
der europäischen Sicherheit und fragte, wieweit die neue Strategie der 
NATO dem Westen und vor allem der Bundesrepublik die erforder- 
liche Sicherheit garantieren könne. Die konventionelle Verteidigung 
sei an sich zu begrüßen, doch setze das voraus, daß auch ein ausrei- 
chendes konventionelles Potential der NATO vorhanden sei; leider 
sei zu befürchten, daß in der Zukunft die konventionellen Truppen der 
NATO-Staaten, vor allem die in der Bundesrepublik stationierten, ver- 
mindert würden. Wichtig wäre vor allem eine Standardisierung der 
Waffen in der NATO, wie sie im Warschauer Pakt längst durchgeführt 
sei; den Truppen der NATO stünde eine zahlen- und ausbildungs- 
mäßig überlegene Streitmacht gegenüber. Aber die NATO stehe 
gerade gegenwärtig vor außerordentlichen Belastungen, und in dieser 
Situation sei es zweifellos riskant, sie als Instrument der Entspannung 
zu betrachten; Entspannung könne nicht allein in der Verminderung 
der Rüstungen bestehen, man müsse vor allem die Ursachen der Span- 
nungen zu beseitigen suchen; wenn die westliche Welt einiger und 
geschlossener auftrete, werde sie auch erfolgreicher sein und die 
Risiken herabsetzen. 

Zu dem Bericht über Fragen der Raumforschung sprach Abg. Frau 
Dr. Maxsein (CDU/CSU); sie bedauerte die ungenügende Zusammen- 
arbeit der europäischen Regierungen auf diesem Gebiet, die nur durch 
die Aufstellung gültiger Leitlinien erreicht werden könne; die euro- 
päischen Länder lägen weit hinter den USA in der Förderung und 
Finanzierung der Forschungs- und Entwicklungsaufgaben zurück; 
wenn auch in letzter Zeit die Regierungen der WEU-Mitgliedstaaten 
zu größeren Aufwendungen bereit seien, so ließe sich der Vorsprung 
der Vereinigten Staaten doch nur dann einigermaßen aufholen, wenn 
es gelänge, eine europäische technologische Gemeinschaft zu bilden, 
in der die zur Verfügung stehenden Mittel mit dem größten Nutzeffekt 
eingesetzt werden könnten. 

Besonders lebhaft waren die Debatten über die politischen Fragen, 
die teilweise zu einer schroffen Gegenüberstellung der Standpunkte 
der Mehrheit der Versammlung und der Minderheit der französischen 
gaullistischen Abgeordneten führten. Zu dem Bericht über die Ver- 
antwortlichkeiten Europas außerhalb Europas sprachen die deutschen 
Abgeordneten Dr. Schulz (Berlin) (SPD), Kahn- Ackermann (SPD), Dr. 
von Merkatz (CDU/CSU) und Dr. Kliesing (Honnef) (CDU/CSU). 

Abg. Dr. Schulz (Berlin) ging davon aus, daß den nationalen Faktoren 
in einer internationalen Ordnung zwar Rechnung zu tragen sei, daß aber 
die Souveränität der Nation in unserem Zeitalter höheren Bindungen 
geopfert werden müsse; Wenn sich Frankreich mit seiner Konzeption 
der Europäischen Politik allein fühle und allen institutionellen Ver- 
pflichtungen widerstrebe, so solle es doch noch einmal seine Auffas- 
sungen überprüfen, denn ursprünglich seien ja die Gedanken der 
Supranationalität, der Verteidigungs- und Wirtschaftsgemeinschaft 
von Frankreich ausgegangen; die Bedenken gegen das amerikanische 
Übergewicht in der Wcltpolitik gingen von veralteten Analysen aus; 
eine moderne Entspannungspolitik müsse sich vor abstrakten Hypo- 
thesen und Spekulationen hüten. 
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Auch Abg. Kahn AckeiinuiLii wandte sich gegen den Vorwurf des 
französischen Berichterstatters, daß Frankreichs Vorschläge immer auf 
die Opposition seiner Partner stießen; Zusammenarbeit sei nur mög- 
lieh, wenn alle Partner zu Kompromissen bereit seien. Er widersprach 
außerdem der Auffassung, daß Europa vom Übergewicht Amerikas 
erdrückt werde; sowohl England wie Deutschland seien sich bewußt, 
daß sie immer wieder mit der amerikanischen Wirtschaftsmacht kon- 
frontiert sein werden, und seien auch bereit, ihre eigenen Interessen 
zu verteidigen; aber nur ein einiges Europa könne ein echter Partner 
Amerikas werden. 

Abg. Dr. von Merkatz meinte, daß zu viel mit dem Begriff der Ent- 
spannung operiert werde, in Wirklichkeit sei noch kein einziges der 
großen Nachkriegsprobleme wirklich gelöst worden; deshalb sei er 
mit dem Berichterstatter der Auffassung, daß es eine der großen euro- 
päischen Aufgaben sei, eine echte Friedenspolitik zu entwickeln, denn 
bis jetzt habe Europa bei allen Konflikten, die es in der Welt gab, ab- 
seits gestanden; der Zerfall der europäischen Solidarität vermindere 
seinen Einfluß noch mehr. In den Jahren des Kalten Krieges gab es 
noch eine gewisse europäische Solidarität, und deshalb konnte damals 
der Frieden in der Welt erhalten werden. 

Abg. Dr. Kliesing wies dem Berichterstatter mehrere Fehlinterpreta- 
tionen der deutschen Außenpolitik nach; es sei keineswegs so, daß 
das deutsche Interesse an den Vorgängen außerhalb Europas nur von 
der Beachtung der Hallstein-Doktrin abhänge, ebensowenig würde 
die deutsche Entwicklungshilfe nur solchen Ländern zuteil, die die 
besondere amerikanische Protektion genössen, vielmehr gehe der 
größte Teil der deutschen Hilfe für die afrikanischen Staaten durch 
die Kasse des Gemeinsamen Marktes in Brüssel, und von da in die 
Kassen der französischen Wirtschaft. Es sei auch nicht richtig, daß die 
Hauptgesichtspunkte der deutschen Außenpolitik die Sicherheit und 
der amerikanische Schutz seien; Sicherheitspolitik und Entspannungs- 
politik würden gleich wichtig genommen. Er fragte ferner, ob das 
Prinzip der nationalen Unabhängigkeit als Basis für eine gemeinsame 
europäische Politik ausreiche, eine Summierung nationaler Unabhän- 
gigkeiten könne keine gemeinsame europäische Politik ergeben. Wenn 
die französische Politik sich mehr und mehr von den USA ab- und der 
Sowjetunion zuwende, so könne es auch ohne Krieg soweit kommen, 
daß der Einfluß der UdSSR in Europa ständig zunehme und um so 
gefährlicher werde, je langsamer die europäische Einigung fort- 
schreite. 

Zu dem Bericht über den Beitritt Großbritanniens zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft sprachen auf deutscher Seite die Abg. Kahn- 
Ackermann (SPD), Dr. Kopf (CDU/CSU), Dr. Schulz (Berlin) (SPD) und 
Dr. von Merkatz (CDU/CSU). 

Nach Meinung von Abg. Kahn- Ackermann habe Präsident de Gaulle 
in seiner Pressekonferenz die Aufnahme von Verhandlungen mit 
Großbritannien bereits verweigert; die französische Regierung habe 
aber nicht das Recht, eine Prüfung der Probleme von vornherein abzu- 
lehnen, erst am Ende der Verhandlungen könne sie ihre Entscheidung 
treffen; ihre Argumente seien auch keineswegs überzeugend; weder 
sei der Zustand der britischen Wirtschaft so desolat, daß England nicht 
in die Gemeinschaft aufgenommen werden könne, noch habe der 
Bericht der EWG-Kommission behauptet, daß es hierfür unüberwind- 
liche Schwierigkeiten gebe. Die rigorose Konfrontation französischer 
Interessen mit den Wünschen der übrigen fünf Partner werfe die 
Frage auf, ob Frankreich bereit sei, das EWG-Europa aufs Spiel zu 
setzen. Diese Verhaltensweise sei eine Herausforderung der demo- 
kratischen europäischen Institutionen und führe die Rückkehr einer 
nationalstaatlichen Politik mit ihren beklagenswerten Begleiterschei- 
nungen herbei. Politische und wirtschaftliche Gründe verlangten die 
Erweiterung der Gemeinschaft, wenn ihr auch lange und schwierige 
Verhandlungen vorausgehen müßten. Der Redner ging auch auf die 
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besondere Lage der Bundesrepublik ein, deren politische, handels- 
politische und sicherheitspolitische Interessen, die Erweiterung der 
Gemeinschaft erfordern. Die wenigen konkreten Äußerungen von 
französischer Seite ließen vermuten, daß nicht wirtschaftliche, sondern 
politische Gründe entscheidend seien, und in diesem Falle müsse auch 
eine politische Reaktion erfolgen; er glaube, daß man einen Akt der 
politischen Solidarität mit Großbritannien ins Auge fassen solle. 

Abg. Dt. Kopf war der Meinung, daß der französische Staatschef den 
britischen Beitritt zwar auf lange Sicht betrachtet nicht grundsätzlich 
ablehne, aber ihn vorerst nicht für möglich halte, bis England eine 
Reihe von Strukturveränderungen vorgenommen habe. Demgegen- 
über könne man feststellen, daß das britische Volk und sein Parlament 
den inneren Anschluß an Europa bereits vollzogen habe und zum 
äußeren Anschluß bereit sei; auch der Bericht der EWG-Kommission 
halte die Aufnahme von Verhandlungen für vertretbar, wenn England 
die EWG in ihrer jetzigen Form akzeptiere. Interne Beratungen der 
Sechs seien zwar notwendig, dürften aber nicht über Gebühr ausge- 
dehnt werden. Die Möglichkeit einer Assoziation, die General 
de Gaulle angedeutet habe, solle man nicht ohne weiteres ausschlie- 
ßen, da hier immerhin ein gewisser Ansatzpunkt gefunden werden 
könne und verschiedene Formen der Assoziierung denkbar seien. 
Was die Übertragung nationaler Souveränitätsrechte auf die Gemein- 
schaft betreffe, so habe Frankreich auf dem Agrarsektor bereits weit- 
gehende Zugeständnisse gemacht, das lasse auf weitere Bereitschaft 
schließen. Ein Beitritt Großbritanniens würde übrigens die wirtschaft- 
liche und politische Position Europas entgegen den Befürchtungen de 
Gaulles gegenüber Amerika stärken. 

Abg. Dr. Schulz sagte, daß es nicht die wichtigste Aufgabe der euro- 
päischen Parlamentarier sei, in der gegenwärtigen schwierigen Situa- 
tion nach Auswegen und Kompromission zu suchen, sondern mit aller 
Deutlichkeit und Dringlichkeit den Willen der europäischen Völker 
zum Ausdruck zu bringen, und der gehe dahin, das Äußerste zu tun, 
um die augenblickliche Krise zu lösen; man müsse davor warnen, den 
Bogen zu überspannen und den Geist der Römischen Verträge zu 
verfälschen. Der Bericht der EWG-Kommission habe zwar die zu er- 
wartenden Schwierigkeiten bei den Verhandlungen um den Beitritt 
der vier Staaten, die darum nachgesucht haben, nicht übersehen, aber 
den Willen zur Erweiterung der Gemeinschaft klar zum Ausdruck 
gebracht; die wirtschaftlichen Schwierigkeiten Großbritanniens könn- 
ten eben mit der Hilfe der Gemeinschaft überwunden werden. Die 
Gemeinschaft dürfe sich durch Erstarrung und Aushöhlung der Ver- 
träge nicht selbst gefährden, sondern müsse sich notfalls auch struk- 
turell und in ihrer Zielsetzung wandeln, wenn sich eine verhängnis- 
volle Entwicklung ankündigen sollte; es wäre daher zu prüfen, ob 
nicht ein politischer Zusammenschluß des Kontinents und eine wis- 
senschaftlich-technische Fusion mit anderen Gruppierungen erreichbar 
sei. Der Redner gab zu erwägen, ob die Versammlung nicht zu einer 
außerordentlichen Sitzung einberufen werden könne, wenn die Regie- 
rungen nicht in Kürze eine echte Verständigung zustande brächten. 

Auch Abg. Dr. von Merkatz setzte sich für die Erweiterung der 
Gemeinschaft ein, die nicht nur ihre ökonomische und technologische 
Kraft erheblich steigern, sondern auch die Schaffung der politischen 
Union begünstigen würde; deshalb müsse man auch ein gewisses 
Risiko, das mit der Steigerung der Interessenkonflikte bei einer größe- 
ren Zahl von Mitgliedern gegeben sei, in Kauf nehmen, h^ögli cher- 
weise seien auch die Strukturänderungen, die zweifellos sowohl in 
der Gemeinschaft selbst wie in den ihr beitretenden Staaten eintreten 
werden, gar nicht so gravierend, wie sie gelegentlich geschildert wer- 
den. Präsident de Gaulle habe in seiner Pressekonferenz anerkannt, 
daß England und die übrigen drei Länder wesentliche Elemente Euro- 
pas seien; es sei eine Frage der politischen Taktik, wie man an das 
Problem herangehe, er warne vor einer Dramatisierung von Einzel- 
problemen; eine Periode der Anpassung der beitrittswilligen Länder 
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zweiieiios notwendig, ob der Begriff der Assoziierung der richtige 
sei, scheine ihm zweifelhaft; jedenfalls komme man mit Konfrontatio- 
nen, Verhärtungen und gegenseitigen Beschuldigungen nicht weiter. 
Mit Anpassungskonsultationen über die Regelung konkreter Fragen 
könne der Anfang gemacht werden; sie seien ein Mittelweg zwischen 
Verhandlungen und Resignation. 

Zum Schluß der politischen Debatte erklärte Abg. Blumenberg 
(CDU/CSU) als Vorsitzender des Politischen Ausschusses, daß die 
überwältigende Mehrheit der europäischen Parlamentarier die politi- 
schen Methoden und die meisten Argumente gegen eine Erweiterung 
der Europäischen Gemeinschaft ablehne; der Widerstand des franzö- 
sischen Staatspräsidenten verstoße ebenso gegen die eigenen Inter- 
essen des französischen Volkes wie gegen die europäische Solidarität; 
die übrigen fünf Partner seien fest entschlossen, ihre Auffassung von 
europäischer Einigungspolitik der französischen entgegenzusetzen. 
Die Aufnahme von Verhandlungen werde durch die Römischen Ver- 
träge zwingend verlangt; über die Einzelheiten des Beitritts müsse am 
Verhandlungstisch gesprochen werden; die Diskussion der Frage eines 
abgestuften Beitritts werde in einem späteren Stadium der Verhand- 
lungen von der britischen Regierung zweifellos nicht abgelehnt wer- 
den. Wenn es aber tatsächlich zu einer ernsten Krise kommen sollte, 
würden die Regierungen und Parlamente der fünf Partner Frankreichs 
bereit sein, nicht nur zu reden, sondern auch zu handeln. 

Am Rande der Tagung der WEU-Versammlung gaben die Vorsitzen- 
den der christlich-demokratischen, sozialistischen und liberalen Frak- 
tion vor der Presse die „Pariser Erklärung" ab, in der es heißt, daß 
die fünf Mitgliedstaaten entgegen den einseitig getroffenen Entschei- 
dungen des sechsten Partners energisch auf einer gemeinsamen Hal- 
tung zugunsten von Verhandlungen mit Großbritannien bestehen, daß 
nur eine Annahme aller Bestimmungen der Römischen Verträge zur 
Schaffung eines Europa führen werde, das seine Unabhängigkeit 
gegenüber den beiden Supermächten behaupten könne, daß die von 
Präsident de Gaulle eingenommene Haltung in bedauerlichem Gegen- 
satz zu den Vorschriften der Römischen Verträge stünde, und daß der 
Ministerrat der EWG aufgefordert werde, in Kürze Verhandlungen 
mit Großbritannien einzuleiten. 


Der Sprecher 
der deutschen Delegation 

Dr. Schulz (Berlin) 


Der stellvertretende Sprecher 
Dr. Serres 


5 



